
 

 

Bericht  

des Vorstandes 

an die 
 

Hauptversammlung der Francotyp-Postalia Holding AG am 10. November 2020 
 

gemäß § 221 Absatz 4 Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz 

über die 

Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Options- oder Wandelschuldverschreibungen, 
Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen bzw. Kombinationen dieser Instrumente mit der 

Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses (Bedingtes Kapital 2020/I) und entsprechende Änderung von 
Ziffer 4 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft 

 (Punkte 12 der Tagesordnung) 
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I. Allgemeines  

Der Vorstand der Francotyp-Postalia Holding AG (nachfolgend auch “Gesellschaft“ genannt) erstattet 
hiermit Bericht über die Gründe zur Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder 
Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen bzw. Kombinationen 
dieser Instrumente mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses sowie über die vorsorgliche 
Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und Wandelschuldverschreibungen 
und des bestehenden bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2015/I) und die Schaffung eines neuen 
bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2020/I), § 221 Absatz 4 Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Absatz 
4 Satz 2 Aktiengesetz.  

Die Ermächtigung zur vorsorglichen Aufhebung des Bedingten Kapitals 2015/I und zur Schaffung eines 
neuen Bedingten Kapitals 2020/I gegen Ausgabe von Options- oder Wandelschuldverschreibungen, 
Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen bzw. Kombinationen dieser Instrumente mit der 
Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der 
Hauptversammlung der Francotyp-Postalia Holding AG. Vorstand und Aufsichtsrat der Gesellschaft werden 
daher der auf den 10. November 2020 einberufenen ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft 
vorschlagen, unter Aufhebung des bisherigen bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2015/I) ein neues 
bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2020/I) zu beschließen und den Vorstand in bestimmten Fällen zum 
Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre zu ermächtigen.  

Gemäß §§ 184, 189 Aktiengesetz bedarf der Ermächtigungsbeschluss zu seiner Wirksamkeit außerdem der 
Eintragung in das Handelsregister am Sitz der Gesellschaft.  

II. Erläuterung der Ermächtigung  

Die unter Punkt 12 der Tagesordnung beantragte Ermächtigung soll der Gesellschaft für die Ausgabe von 
Options- oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen oder 
einer Kombination dieser Instrumente (zusammen „Schuldverschreibungen“) im Volumen von bis zu Euro 
50.000.000 mit Gewährung von Wandlungs- oder Optionsrechten auf bis zu 6.464.000 neue Aktien eine 
flexible Grundlage verschaffen und so die Finanzierungsmöglichkeiten der Gesellschaft angesichts der zum 
10. Juni 2020 auslaufenden derzeitigen Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und 
Wandelschuldverschreibungen aufrechterhalten bzw. erweitern. Dabei soll die Gesellschaft gegebenenfalls 
über ihre Konzerngesellschaften je nach Marktlage den deutschen oder den internationalen Kapitalmarkt in 
Anspruch nehmen können.  

Wesentliche Grundlage für die Entwicklung der Gesellschaft und der Konzerngesellschaften ist eine 
angemessene Kapitalausstattung. Die Gesellschaft kann durch die Ausgabe von Schuldverschreibungen je 
nach Marktlage und eingesetztem Instrument vorteilhafte Finanzierungsmöglichkeiten nutzen, um dem 
Unternehmen Kapital mit niedriger laufender Verzinsung zufließen zu lassen oder die Verzinsung 
beispielsweise in Abhängigkeit von der laufenden Dividende zu gestalten. Für bestimmte 
Schuldverschreibungen werden die Platzierungsmöglichkeiten geschaffen oder erhöht, wenn sie mit 
Options- bzw. Wandlungsrechten verbunden werden. 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht für die Options- oder Wandelschuldverschreibungen 
zu. Soweit den Aktionären nicht der unmittelbare Bezug der Schuldverschreibungen ermöglicht wird, kann 
der Vorstand von der Möglichkeit Gebrauch machen, Schuldverschreibungen an ein oder mehrere 
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Kreditinstitute oder ein Konsortium aus Kreditinstituten mit der Verpflichtung auszugeben, den Aktionären 
die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht im Sinne 
von § 186 Abs. 5 Aktiengesetz). Durch die Zwischenschaltung dieser Intermediäre wird die Abwicklung der 
Aktienausgabe technisch erleichtert. 

In bestimmten Fällen sieht die Ermächtigung jedoch einen Ausschluss des Bezugsrechts vor, was 
nachfolgend erläutert wird. 

Der vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht die Ausnutzung der 
erbetenen Ermächtigung durch runde Beträge und erleichtert die Abwicklung der Kapitalmaßnahme. Der 
Ausschluss fördert daher die Praktikabilität und vereinfacht die Durchführung einer Begebung von 
Schuldverschreibungen. Der Wert von Spitzenbeträgen pro Aktionär ist regelmäßig gering, wohingegen der 
Aufwand für die Ausgabe von Schuldverschreibungen ohne entsprechenden Bezugsrechtsausschluss 
deutlich höher wäre. 

Der Bezugsrechtsausschluss zugunsten der Inhaber von bereits begebenen Schuldverschreibungen erfolgt 
mit Rücksicht auf den Verwässerungsschutz, der ihnen nach den Bedingungen im Falle einer Ausgabe von 
Schuldverschreibungen durch die Gesellschaft zustehen kann. Ein solcher Verwässerungsschutz wird zum 
Zweck einer erleichterten Platzierung der Schuldverschreibungen am Kapitalmarkt gewährt. Der Ausschluss 
des Bezugsrechts bei Ausnutzung dieser Ermächtigung ist eine Alternative zu einer Anpassung des 
Options- bzw. Wandlungspreises, die sonst vorzunehmen wäre. Auf diese Weise wird insgesamt ein höherer 
Mittelzufluss ermöglicht. 

Für den Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Options- oder Wandelschuldverschreibungen gilt nach 
§ 221 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz die Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz sinngemäß, nach 
der das Bezugsrecht ausgeschlossen werden kann, „wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen zehn 
vom Hundert des Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht wesentlich 
unterschreitet“.  

Die erbetene Ermächtigung sieht gegenüber dem gesetzlich maximal zulässigen Volumen mit 5 % des 
Grundkapitals eine deutlich niedrigere Höchstgrenze vor und stellt zudem sicher, dass diese Höchstgrenze 
für Bezugsrechtsausschlüsse auch im Fall einer Kapitalherabsetzung nicht überschritten wird, da nach der 
Ermächtigung für das Erreichen der Grenze von 5 % des Grundkapitals auf den Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Ermächtigung oder – falls sich das Grundkapital gegenüber dem Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Ermächtigung verringert – auf den Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 
abgestellt wird. Ferner können Options- beziehungsweise Wandelschuldverschreibungen unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre, gestützt auf § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz, nur bis zu dem Umfang 
ausgegeben werden, wie während ihrer Laufzeit nicht bereits die Höchstgrenze von 5 % des Grundkapitals 
durch die Ausgabe oder Veräußerung von Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer, 
sinngemäßer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgeschöpft 
wurden. Anzurechnen sind beispielsweise Aktien, die zur Bedienung von Options- oder Wandlungsrechten 
auszugeben sind, die durch die Ausgabe von Schuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts 
in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz während der Laufzeit der 
Ermächtigung ausgegeben wurden. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass keine Schuldverschreibungen 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, soweit dies dazu führen würde, 
dass unter Berücksichtigung von Kapitalerhöhungen oder bestimmten Platzierungen eigene Aktien in 
unmittelbarer, sinngemäßer oder entsprechende Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ein 
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Bezugsrecht der Aktionäre auf neue oder eigene Aktien der Gesellschaft in einem Umfang von mehr 5 % 
der derzeit ausstehenden Aktien ausgeschlossen wäre.  

Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ergibt sich weiterhin, dass der Ausgabepreis den Börsenkurs nicht 
wesentlich unterschreiten darf. Da bei Schuldverschreibungen zunächst kein Börsenkurs existiert, ist der 
Marktwert nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen zu ermitteln. Dementsprechend kann das 
Bezugsrecht der Aktionäre nur ausgeschlossen werden, soweit die Ausgabe zu Kursen erfolgt, die den 
theoretischen Marktwert nicht wesentlich unterschreiten. Durch die Möglichkeit des 
Bezugsrechtsausschlusses kann die Gesellschaft auf günstige Börsensituationen kurzfristig und schnell 
reagieren, was angesichts des notwendigen Vorlaufs und der Bezugsfrist von mindestens zwei Wochen bei 
Kapitalerhöhungen mit Bezugsrecht so nicht gegeben wäre. Durch eine solche marktnahe Festsetzung der 
Konditionen lassen sich etwa bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz, Options- bzw. 
Wandlungspreis und Ausgabepreis der Schuldverschreibungen erreichen. 

Gleichzeitig wird durch das Gebot, dass der Ausgabepreis den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreiten 
darf, sichergestellt, dass eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Wertes der Aktien der 
Aktionäre (Kurswertabschlag) nicht eintritt. Ob ein solcher Verwässerungseffekt eintritt, lässt sich 
mathematisch errechnen, indem man mit finanzmathematischen Methoden den theoretischen Marktwert der 
Anleihe ermittelt und mit dem Ausgabepreis vergleicht. Der Vorstand wird bei seiner Preisfestsetzung unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt den Abschlag gegenüber dem theoretischen 
Marktwert so gering wie möglich halten, sodass den Aktionären durch den Bezugsrechtsausschluss kein 
nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. Unterschreitet der Ausgabepreis den nach 
anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der 
Schuldverschreibung mit Options- oder Wandlungsrecht oder Options- oder Wandlungspflicht nicht 
wesentlich, sinkt der Wert eines Bezugsrechts der Aktionäre praktisch auf null. Aktionäre haben zudem die 
Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft zu annähernd gleichen Bedingungen etwa im 
Wege eines Erwerbs der erforderlichen Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten.  

Das neben dem Bedingten Kapital 2020/I (Euro 6.464.000 bestehende bedingte Kapital 2010 gemäß Ziffer 4 
Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft in Höhe von Euro 656.500,00 sowie das Bedingte Kapital 2015/II 
gemäß Ziffer 4 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft in Höhe von Euro 959.500 bleiben von der 
vorgeschlagenen Aufhebung der bisherigen Ziffer 4 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft und der Schaffung 
eines neuen bedingten Kapitals unberührt.  

Die Summe der bedingten Kapitalia liegt damit unter der gesetzlichen Höchstgrenze von 50 % des 
Grundkapitals, also gegenwärtig Euro 8.150.728. 

Insgesamt wird der Vorstand in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Ausgabe 
von Schuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch machen wird. Eine 
Ausnutzung dieser Möglichkeiten wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt und verhältnismäßig ist.  

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der zu 
Tagesordnungspunkt 12 erteilten Ermächtigungen berichten. 



III. Satzungsänderung

FP.eGERMAN 
MAILGENEERING 

Ziffer 4 der Satzung ist unter Aufhebung des bisherigen Absatzes 4 wie folgt neu zu fassen: 

,,(4) ,,Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis Euro 6.464.000 durch Ausgabe von bis zu 
6.464.000 neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2020/I). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als die Inhaber bzw. 
Gläubiger von Optionsschuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten 
oder Gewinnschuldverschreibungen bzw. Kombinationen dieser Instrumente mit Options- oder 
Wandlungsrechten oder -pflichten, die bis zum 9. November 2025 von der Francotyp-Postalia 
Holding AG oder einem unmittelbaren oder mittelbaren Konzernunternehmen der Francotyp-
Postalia Holding AG im Sinne des § 18 Aktiengesetz aufgrund der Ermächtigung des 
Vorstands durch die Hauptversammlung vom 10. November 2020, Tagesordnungspunkt 12, 
ausgegeben bzw. garantiert werden, von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch 
machen oder, soweit sie zur hierzu verpflichtet sind, ihre Options bzw. Wandlungspflicht 
erfüllen oder soweit die Gesellschaft oder das die Schuldverschreibung begebende 
Konzernunternehmen ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle des fälligen 
Geldbetrags neue Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren und soweit nicht andere 
Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu 
dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu 
bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien aus dem bedingten Kapital 
sind von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie aufgrund der Ausübung von Options- 
oder Wandlungsrechten bzw. Umtausch- oder Wandlungspflichten entstehen, 
gewinnberechtigt. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat 
ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der Durchführung der bedingten 
Kapitalerhöhung zu ändern.“ 

Berlin, Oktober 2020 

Francotyp-Postalia Holding AG 
Der Vorstand 

Garsten Lind 
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